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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten betreffend Kontrollwaagen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den Mitgliedstaaten gelten für den Bau und 
die Überprüfungsverfahren von Kontrollwaagen 
Mußvorschriften, die sich von einem Mitgliedstaat 
zum anderen unterscheiden und auf diese Weise 
den Handel mit diesen Instrumenten erschweren. 
Die einschlägigen Bestimmungen müssen daher an- 
geglichen werden. 

In der Richtlinie des Rates vom 26. Juli 1971 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten betreffend gemeinsame Vorschriften über 
Meßgeräte sowie über Meß- und Prüfverfahren 
sind die Verfahren für die EWG-Bauartzulassung 
und die EWG-Ersteichung geregelt. Gemäß dieser 
Richtlinie für Kontrollwaagen die technischen Bau- 
und Betriebsvorschriften erlassen werden, denen 
diese Instrumente entsprechen müssen, um frei ein- 
geführt, vermarktet und verwendet werden zu kön- 
nen, nachdem sie den entsprechenden Prüfungen un- 
terworfen und mit den vorgesehenen Stempeln und 
Zeichen versehen wurden. 


Die genannte Richtlinie besagt, daß, sofern die 
Umstände es zulassen, in Einzelrichtlinien der Zeit- 
punkt festgelegt werden kann, zu dem jeder Mit- 
gliedstaat die nationalen Bestimmungen außer Kraft 
setzen kann, die auf ähnliche Instrumente anwend- 
bar sind wie die, die den gemeinschaftlichen Bestim- 
mungen entsprechen, im vorliegenden Fall ist es 
noch nicht möglich, diesen Zeitpunkt festzulegen — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die vorliegende Richtlinie gilt für Kontrollwaagen. 
Diese Instrumente sind unter Punkt 1 des Anhangs 
definiert. 


Artikel 2 

Die Kontrollwaagen, die die EWG-Stempel und 
Zeichen erhalten können, sind im Anhang beschrie- 
ben. Sie sind Gegenstand einer EWG-Bauartzulas- 
sung und unterliegen der EWG-Ersteichung. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Vertrieb und die 
Inbetriebnahme von Kontrollwaagen nicht verwei- 
gern, verbieten oder beschränken, wenn die betref- 
fenden Geräte mit der EWG-Bauartzulassung und 
der EWG-Ersteichung betreffend ihre Meßeigen- 
schaften versehen sind. 
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Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen achtzehn Monaten nach 
ihrer Bekanntgabe nachzukommen und setzen 
die Kommission hierüber unverzüglich in Kennt- 
nis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der wichtigsten inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften mitgeteilt wird, die 
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Ge- 
biet erlassen. 


Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Cheis des Bundes- 
kanzleramtes vom 20. Januar 1976 - 1/4 - 680 70- E - Ko 27/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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KAPITEL I 

Allgemeines 


Allgemeine Definition 

Sortierwaagen führen ohne Eingriff von Bedienungspersonal die Unterteilung einer Gesamt- 
masse von Gegenständen, auch „Lasten" genannt, in mehrere Untergruppen entsprechend dem 
Gewicht dieser Gegenstände aus. Sortierwaagen werden eingeteilt in Kontrollwaagen und 
Gewichtsklassenwaagen: 

— Kontrollwaagen arbeiten mit Gegenständen, deren Gewichte um einen vorausbestimmten 
Wert, den sogenannten Nennwert, schwanken. Aufgabe der Kontrollwaage ist die Ein- 
teilung der Gegenstände in zwei oder mehrere Untergruppen, je nach der Größe der Diffe- 
renz zwischen ihrem Gewicht und dem Nennwert; 

— Gewichtsklassen- Waagen arbeiten mit Gegenständen verschiedener Gewichte, für die kein 
Nennwert vorgeschrieben ist. Aufgabe der Gewichtsklassen-Waage ist die Unterteilung 
der Gegenstände in mehrere Untergruppen, die jeweils durch eine bestimmte Gewichts- 
spanne gekennzeichnet sind. Diese Richtlinie betrifft nur Kontrollwaagen. 


Terminologie 
Einteilung der Waagen 

Nach der Arbeitsweise: 

- — stetig arbeitende Sortierwaagen: das Wägegut wird auf den Lastträger kontinuierlich auf- 
gesetzt, und die Gewichtsinformation wird während einer stetigen Fördergutbewegung 
geliefert; 

— nach einem Taktsystem arbeitende Sortierwaagen: das Wägegut wird auf den Lastträger 
diskontinuierlich aufgesetzt, und die Gewichtsinformation wird während eines Stillstandes 
der Förderbewegung geliefert. 

Nach der Art des Sortiervorganges: 

die Sortierung kann zum Ausdruck gebracht werden durch: 

— - das Erscheinen physisch verschiedener Untergruppen am Waagenaustritt; 

— die Feststellung des zahlenmäßigen Umfanges jeder Untergruppe ohne ihre physische 
Trennung; 

— die Anbringung einer Kennmarke auf jeder Untergruppe, zu der sie gehört; 

— mehrere der vorgenannten Operationen. 

Aufbau der Waagen 

Meßkette 

Wägezelle 

Vollständige Waage oder Teil einer nichtautomatischen Wägeeinrichtung, die eine Informa- 
tion über das Gewicht der zu sortierenden Lasten liefert. 

Sie enthält einen Lastträger, eine Auswägeeinrichtung, die automatisch oder nichtautomatisch 
arbeiten kann, und gegebenenfalls eine Anzeigeeinrichtung, die eine Information über die 
Größe einer Last bzw. über die Abweichung derselben von einem Bezugswert in Gewichtsein- 
heiten liefert. 

Auslöseeinrichtung 

Einrichtung, die den Befehl zur Erteilung der Gewichtsinformation liefert. 

Transduktor-Prozessor : 

Einrichtung, die die Information der Wägezelle in ein elektrisches oder anders geartetes Signal 
umsetzt und dieses Signal für die Ausgabe eines Sortierbefehls verarbeitet. 
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2. 2. 1.4 Anzeigeeinrichtung 

Einrichtung, die mindestens eine der folgenden Informationen liefert: 

— Anzeige des Gewichtswertes der sortierten Last; 

— Abweichung derselben von einem Bezugswert; 

— Anzeige der Untergruppe, zu der die sortierte Last gehört. 

2.2.2 Fördereinrichtung 

Einrichtung zur Beförderung der Lasten auf den Lastträger. Sie kann Bestandteil der Wägezelle 
sein. 

2.2.3 Voreinstellwerk 

Einrichtung zur Einstellung bestimmter Grenzwerte für die Gewichte der einzelnen Unter- 
gruppen. 

2.2.4 Sortiereinrichtung 

Einrichtung zur Verteilung der Lasten nach physisch unterschiedlichen Untergruppen. 

2.2.5 Trendkorrektureinrichtung 

Einrichtung zur automatischen Berichtigung der Einstellung der vor der Waage befindlichen 
Abfülleinrichtung in Abhängigkeit von den Sortierergebnissen. 

2.2.6 Zähler 

Einrichtungen zur Angabe der Lasten, die den Lastträger passiert haben (Durchlauf Zähler) oder 
zur Angabe der Anzahl der einzelnen Gewichtsklassen (Verteilungszähler). 

2.3 Sortiernennwerte 

2.3.1 Einstellmarke 

In Gewichtseinheiten ausgedrückte, vom Bediener über das Voreinstellwerk gewählte Größe 
zur Festsetzung der Grenzwerte zweier aufeinanderfolgender Untergruppen von Lasten. 

2.3.2 Justierpunkt 

Wert in Gewichtseinheiten einer Last, für die zwei Sortierentscheidungen mit der gleichen 
Wahrscheinlichkeit getroffen werden können. 

2.3.3 Sortierbereich 

Gewichtsbereich, innerhalb dessen die Ablesemarken für einen bestimmten Nennwert der 
Lasten eingegestellt werden können. 

2.3.4 - Sortierintervall 

In Gewichtseinheiten ausgedrückter Bereich zwischen zwei aufeinanderfolgenden Justier- 
punkten. 

2.3.5 Sortierfehler 

Differenz zwischen dem Wert der Einstellmarke und dem Wert des Sortierpunktes. 

2.3.6 Gewichtsklasse 

n Justierpunkte unterteilen die Gesamtmasse der Lasten von 0 bis Unendlich in n + 1 Ge- 
wichtsklassen, die von den Untergruppen der Gesamtmasse gebildet werden. 

2.3.7 Abweichung 

Zeitliche Veränderung des Wertes des Sortierpunktes. 

2.3.8 Unschärfebereich 

In Gewichtseinheiten ausgedrückter Bereich, innerhalb dessen die Waage für ein und dieselbe 
Last zwei verschiedene Entscheidungen treffen kann. 
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2.3.9 

2.3.10 

2.3.11 

2.3.12 

2.4 

2.4.1 

2.4.2 

2.4.3 

2.4.4 

3. 


Konventioneller Unschärfebereich Bereich, in dem das kleinste Verhältnis der Verteilung ein 
und derselben Last in zwei aufeinanderfolgenden Untergruppen größer oder gleich 0,1 % ist. 

Sortierfolge 

Anzahl der in der Zeiteinheit sortierten Lasten. 

Länge der Last 

Abmessung der Last in Richtung der Förderbewegung. 

Wägedauer 

Zeit zwischen dem Augenblick, in dem sich die Last vollständig auf dem Lastträger befindet, 
und dem Augenblick, in dem die Gewichtsinformation geliefert wird. 

Metrologische Eigenschaften 

Höchstlast (Max) 

Konstruktionsmäßig festgelegter Wert der größten Last, die unter normalen Verwendungs- 
bedingungen sortiert werden kann. 

Nenn-Unsicherheitsbereich (U) 

Gewichtseinheiten ausgedrückter, vom Hersteller gewählter und auf der Waage angegebener 
Kennwert der Waage. 

Ansprechdauer 

Die Zeit, die vom Augenblick des Aufsetzens der Last auf den Lastträger bis zu dem Augen- 
blick verstreicht, von dem an die Augenblicksanzeige der Waage von der endgültigen Anzeige 
um einen Wert abweicht, der ständig unter 0,5 U liegt. 

Skalenwert der Wägezelle 

Besitzt die Wägezelle eine Anzeigeeinrichtung, so wird ihr wirklicher Skalenwert, ihr konven- 
tioneller Skalenwert und der Eichwert gemäß der Anlage zur Richtlinie 73/360/EWG über 
nichtautomatische Wägeeinrichtungen definiert. 

Abgrenzung der Bereiche der verschiedenen Genauigkeitsklassen der Waagen 

Die Waagen werden nach der Höchstlast und nach dem Nenn-Unsicherheitsbereich in drei Klas- 
sen eingeteilt. 

Die Festlegung der Klassen erfolgt nach dem Verhältnis des Unsicherheitsbereichs zur Höchst- 
last: 

1 

1000 

JL_ <; 

Max 250 


Max 50 


Klasse 0,05: — — < 
Max 


Klasse 0,2 : 


Klasse 1 : 


1 


1000 

1 

250 


- < 


< 
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KAPITEL II 

Bestimmungen über die Arbeitsweise der Waagen 


4. Metrologische Vorschriften 

4.1 Mindestwert des Sortierintervalls 

Dieser Wert ist gleich dem Doppelten des Wertes des Nenn-Unsicherheitsbereichs U. 

5. Fehlergrenzen bei der Ersteichung und im Betrieb 

5.1 Ersteichung 

5.1.1 Wägezelle 

Besitzt die Wägezelle eine eigene Anzeigeeinrichtung, so gilt sie als nichtautomatische Wäge- 
einrichtung im Sinne der Richtlinie 73/360/EWG und muß die für sie bei der statistischen 
Prüfung maßgeblichen Vorschriften über die Fehlergrenzen erfüllen. 

5.1.2 Unsicherheitsbereich 

Der bei Durchführung der Prüfungen gemäß diesem Anhang festgestellte Unsicherheitsbereich 
darf nicht größer sein als das 0,8-fache des Nenn-Unsicherheitsbereichs. 

5.1.3 Sortierfehler 

Der Sortierfehler darf nicht größer sein als das 0,8-fache des Nenn-Unsicherheitsbereichs. 

5.2 Verkehrsfehlergrenzen 

5.2.1 Wägezelle 

Besitzt die Wägezelle eine eigene Anzeigeeinrichtung, so gilt sie als nichtautomatische Wäge- 
einrichtung im Sinne der Richtlinie 73/360/EWG und muß die für sie bei der statischen Prüfung 
maßgeblichen Vorschriften über die Fehlergrenzen erfüllen. 

5.2.2 Unsicherheitsbereich 

Der bei der Durchführung der Prüfungen gemäß diesem Anhang festgestellte Unsicherheits- 
bereich darf nicht größer sein als der Nenn-Unsicherheitsbereich. 

5.2.3 Sortierfehler 

Der Sortierfehler darf nicht größer sein als der Nenn-Unsicherheitsbereich. 

6. Anwendungsbedingungen für die Fehlergrenzen 

6.1 Normale Betriebsbedingungen 

6.1.1 Größe der Lasten 

Die Größe der sortierten Lasten muß zwischen der Mindestlast und der Höchstlast liegen. 

6.1.2 Wägedauer 

Diese muß größer oder gleich der Ansprechdauer bzw. kleiner oder gleich der Zeit sein, 
während der die Last vollständig auf dem Lastträger ruht. 

Für Lasten bestimmter Länge besteht infolgedessen eine Höchstgeschwindigkeit der Förder- 
einrichtung und eine maximale Sortierfolge, oberhalb deren die normalen Verwendungsbedin- 
dungen nicht mehr erfüllt sind. 

Bei allen Geschwindigkeiten unterhalb der Maximalgeschwindigkeit müssen die Fehler und 
der Unsicherheitsbereich kleiner oder gleich sein den unter Absatz 5 festgesetzten Werten. 
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6.2 Einllußgrößen 

6.2.1 Energieversorgung 

Schwankungen der Spannung der Stromquelle von plus 10 % bis minus 15% des Nennwertes 

sowie Schwankungen der Frequenz um plus minus 2 % des Nennwertes dürfen keine größeren 
Änderungen des Wertes der Justierpunkte zur Folge haben als das 0,5-fache des Nenn- 
Unsicherheitsbereichs. 

6.2.2 Temperatur 

Enthalten die Angaben des Leistungsschildes keine besonderen Vorschriften, so muß die 
Waage den Vorschriften von Absatz 5.1.2 und 5.2.2 im Temperaturbereich — 10°C + 40°C 
sowie den Vorschriften der Absätze 5.1.3 und 5.2.3 im Temperaturbereich ± 10°C jeder belie- 
bigen Umgebungstemperatur entsprechen, die im Augenblick der Einstellung zwischen 0°C 
und 30°C beträgt. 

Die Waagen, bei denen auf dem Leistungsschild ein Temperaturbereich von mindestens 30°C 
angegeben ist, müssen den obengenannten Bedingungen lediglich innerhalb dieses Tempera- 
turbereichs genügen. 

Ist jedoch auf dem Leistungsschild die Verwendung der Waage in klimatisierter Atmosphäre 
vorgeschrieben, so kann der Temperaturbereich auf 10°C vermindert werden. 

Diese Bedingungen gelten für Beharrungstemperaturen und für Temperaturschwankungen der 
umgebenden Luft, die nicht größer sind als 5°C pro Stunde. 

6.2.3 Abweichungen aus der waagerechten Lage 

Hiervon werden nur Waagen betroffen, die nicht fest eingebaut sind. Die Waage muß die 
Bedingungen von Absatz 5 erfüllen, wenn sie gegenüber der Lage, für die sie eingestellt ist, 
eine Längs- oder Querneigung bis zu 2 : 1000 erfährt. 

6.2.4 Andere Einflußgrößen 

Soweit erforderlich müssen die Waagen zwecks Erfüllung der Bestimmungen von Absatz 5 
geschützt sein, wenn unter normalen Verwendungsbedingungen andere Einfluß- oder Stör- 
größen auftreten, wie z. B. Magnetfelder, elektrostatische Kräfte, Erschütterungen, atmosphä- 
rische Bedingungen, mechanische Beanspruchungen, Umwelteinflüsse usw. 
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KAPITEL III 


Bestimmungen über den Bau der Waagen 


7.1 Eignung 

Die Waagen müssen ihrer Zweckbestimmung entsprechend konstruiert und sorgfältig und fest 
gebaut sein. 

7.2 Funktionssicherheit 

Die Waagen müssen so gebaut sein, daß normalerweise keine Verstellung oder Funktions- 
störung eintreten kann, ohne daß die Wirkung der Störung oder der Verstellung einwandfrei 
feststellbar ist. 

7.3 Schwingungsdämpfer 

Schwingungsdämpfer, deren Wirkung temperatur abhängig ist, müssen eine automatische 
Regeleinrichtung besitzen. Wird für die Regelung Energie benötigt, so muß das Ansprechen 
der Energiequelle deutlich angezeigt werden. Die Einstellvorrichtung für die Schwingungs- 
dämpfer darf für den Benutzer nicht unmittelbar zugänglich sein. 

7.4 Fördereinrichtung 

Besitzt die Fördereinrichtung Bänder oder Ketten, durch die die Lasten auf den Lastträger 
gelangen, und kann die Spannung dieser Bänder oder Ketten die durch die Wägezelle gelie- 
ferte Gewichtsinformation beeinflussen, so darf die Spanneinrichtung dem Benutzer nicht 
unmittelbar zugänglich sein. 

7.5 Nivelliereinrichtung - Libelle 

Die von Absatz 6.2.3 betrofefnen Waagen müssen eine Vorrichtung zur Einstellung in die 
waagerechte Lage und eine Libelle besitzen, die unabnehmbar an der Waage befestigt sind. 

7.6 Betätigung der Einstellvorrichtung für den Lastausgleich und des Voreinstellwerkes 

Die Betätigung der Einstellvorrichtung für den Lastausgleich sowie des Voreinstellwerkes im 
unbelasteten oder belasteten Zustand, je nach Beschaffenheit der Waage, muß eine Einstell- 
genauigkeit von mindestens einem Viertel des Nenn-Unsicherheitsbereichs entsprechen. 

7.7 Einrichtungen zur Gewiditsanzeige 

Anzeigeeinrichtungen mit Skalenteilung nach Gewichtseinheiten müssen die Vorschriften über 
die Anzeigeeinrichtungen von nichtautomatischen Wägeeinrichtungen gemäß Richtlinie 73/360/ 
EWG erfüllen. 

7.8 Gewichte und „Ausgleichsgewichte" 

Die bei Kontrollwaagen benutzten abnehmbaren Gewichte müssen den EWG-Richtlinien 
71/317 und 74/148 entsprechen? ihre Genauigkeitsklasse muß der Genauigkeitsklasse der 
Kontrollwaage angepaßt sein. 

Im Falle zwingender technischer Erfordernisse können diese Gewichte durch „Ausgleichsge- 
wichte" ersetzt werden, die die folgenden Bedingungen erfüllen: 

— ihre Form muß von der Form der Gewichte verschieden sein; 

— sie müssen die Nummer der Kontrollwaage und die konventionelle Identifizierung des 
Gewichts tragen. 

7.9 Aufschriften und Bezeichnungen 

Die Waagen müssen in der angegebenen Reihenfolge folgende Angaben tragen: 
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7.9.1 


7.9.2 


7.9.3 


7.9.4 


Angaben in Klarschrift: 

— Identifizierung des Herstellers, gegebenenfalls Identifizierung des Importeurs; 

— Herstellungsjahr und -nummer; 

— Kennmarke auf jedem Bauteil bei Waagen, die aus mehreren Elementen zusammengesetzt 
sind. 

Angaben in Code-Bezeichnung: 

— ■ EWG-Bauartzulassungszeichen; 

— Angabe der Genauigkeitsklasse in der Form; 
für Klasse 0,05: CL 0,05 

für Klasse 0,2 : CL 0,2 
für Klasse 1 : CL 1 

— Höchstlast in der Form: Max 

— Nenn-Unsicherheitsbereich in der Form: U = 

— Ansprechdauer in der Form: t = 

— gegebenenfalls Genauigkeitsklasse und Skalenwert der Wägezellen in der in der Richtlinie 
Nr. 73/360/EWG vorgesehenen Form; 

— gegebenenfalls Angabe des Temperaturbereichs gemäß Punkt 6.2.2 in der Form: 

°CI °C 

— Spannung und Frequenz des Anschlußnetzes in der Form: V 

H z 

Andere Angaben 

Andere als die in diesem Anhang festgesetzten Angaben können im EWG-Zulassungsbescheid 
vorgeschrieben oder zugelassen werden. 

Darstellung der Aufschriften und Bezeichnungen 

Die Aufschriften und Bezeichnungen müssen unverwischbar sein und eine solche Größe, 
Beschaffenheit und Deutlichkeit aufweisen, daß eine leichte Ablesung möglich ist. 

Die sind auf einem Leistungschild zusamenzufassen, das deutlich sichtbar in der Nähe der 
Einstellorgane angebracht ist. 

Der Träger für die Aufschriften und Bezeichnungen muß plombierbar sein, außer wenn er beim 
Abnehmen zerstört wird. 
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KAPITEL IV 

EWG-ßauartzulassung 

Die EWG-Bauartzulassung für Kontrollwaagen erfolgt nach den Vorschriften der Richtlinie des Rates 
Nr. 71/316/EWG vom 26. Juli 1971 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffende 
gemeinsame Bestimmungen für Meßgeräte und Meß- und Prüfmethoden. 

Einige dieser Vorschriften sind im folgenden Kapitel aufgeführt. 

8. Antrag auf EWG-Bauartzulassung 

Dem Antrag auf EWG-Bauartzulassung sind folgende Angaben und Einzelunterlagen beizu- 
fügen: 

8.1 Meßtedmisdhe Merkmale 

— Angaben gemäß Absatz 7.9, 

— bei stetig arbeitenden Sortierwaagen: Tabelle mit Angaben über die Sortierfolge in 
Abhängigkeit von der Förderbandgeschwindigkeit und der Lastlänge, 

— elektrische Kennwerte der Meßeinrichtungen. 

8.2 Begleitdokumente 

Diese enthalten insbesondere schematische Darstellungen zum leichteren Verständnis der Waa- 
genfunktion sowie Pläne der elektrischen Schaltungen für die Speisung, die Meßwertaufnahme 
und die Messung und außerdem Photographien. 

9. Beschränkte EWG-Bauartzulassung 

EWG-Bauartzulassungsbescheide mit beschränkter Wirkung können nach vorheriger Befra- 
gung der anderen Mitgliedstaaten gewährt werden, um die Durchführung von Versuchen unter 
üblichen Verwendungsbedingungen zu ermöglichen. 

Die Gültigkeit dieser Zulassungen wird auf maximal fünf Jahre begrenzt; die Aufstellungsorte 
der Waagen müssen den zuständigen Behörden unbedingt bekanntgegeben werden. 

1 0. E W G-Bauartzulassungsprüf ung 

10.1 Ort der Prüfung 

Waagen, für die ein Bauartzulassungsantrag gestellt worden ist, können aufgestellt werden: 

— entweder in den Räumen des metrologischen Dienstes, bei dem der Antrag eingereicht 
worden ist; 

— oder an einem beliebigen geeigneten Ort, im Einvernehmen zwischen dem zuständigen 
metrologischem Dienst und dem Antragsteller. 

10.2 Lieferung der materiellen Mittel 

Die materiellen Mittel, die der metrologische Dienst vom Antragsteller anfordern kann, sind 
folgende: die Prüflasten, die mechanischen Mittel sowie das erforderliche Personal zur Hand- 
habung der Mittel und zur Durchführung der Versuche, sowie die erforderlichen nichtautoma- 
tischen Wägeeinrichtungen. 

10.3 Kontrolle der Übereinstimmung der Konstruktion mit den Vorschriften 

Die Waagen müssen die Vorschriften über den Bau nach Kapitel III erfüllen. 

10.4 Versuche zur EWG-Bauartzulassung 

Waagen, die mit mehreren Justierpunkten versehen werden können, müssen für die Versuche 
mit mindestens zwei Sortierpunkten vorgeführt werden. Die Waagen müssen von Nullast bis 
Höchstlast die Betriebsbedingungen nach Kapitel II erfüllen. Die Funktionsprüfungen müssen 
die für die zu prüfenden Waagen in Frage kommenden besonderen Bedingungen berücksich- 
tigen. 
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10.4.1 

10.4.1.1 

10.4.1.2 


10.4.1.3 


10.4.2 


10.4.3 

10.4.3.1 


10.4.3.2 


10.5 


10.6 


Statische Prüfungen 

Prüfungen bei exzentrischer Belastung 

Bei einer Belastung gleich einem Drittel der Höchstlast darf die maximale Abweichung zwi- 
schen den Werten der Normalgewichte in der Einspiellage nicht größer sein als 0,5 U, wenn 
diese Gewichte an verschiedenen, beliebigen Punkten, des Lastträgers aufgesetzt werden. 

Besondere Prüfungen bei Waagen, deren Wägezelle aus einer Vollständigen nichtautoma- 
tischen Wägeeinrichtung besteht. Die nichtautomatische Wägeeinrichtung muß die Prüfungen 
auf Empfindlichkeit, Beweglichkeit und Beständigkeit nach Richtlinie Nr. 73/360/EWG vom 
19. November 1973 durchlaufen. 

Die zulässigen Anzeigefehler sind die, die für nichtautomatische Wägeeinrichtungen in Abhän- 
gigkeit vom Skalenwert und der Genauigkeitsklasse vorgesehen sind. 

Änderungen des Justierpunktes unter der Wirkung von Einflußgrößen 

Zweck dieser Prüfungen ist die Feststellung der Schwankungen der statisch ermittelten Justier- 
punkte für verschiedene Lasten, die maximal der Höchstlast entsprechen dürfen, unter der Ein- 
wirkung verschiedener Einflußgrößen nach Absatz 6.2. 

Die unter der Wirkung jeder Einflußgröße auftretenden Schwankungen müssen mit den Vor- 
schriften von Absatz 6.2 übereinstimmen. 

Messung der Ansprechdauer 

Die Ansprechdauer wird ohne Einflußgrößen festgestellt. Die gefundenen Werte müssen klei- 
ner oder gleich dem Wert sein, der auf dem Fabrikschild angegeben ist. 

Die in Absatz 8.1 vorgesehenen Angaben über die maximale Sortierfolge in Abhängigkeit von 
der Förderbandgeschwindigkeit und der Lastlänge müssen mit den für die Ansprechdauer 
gefundenen Werten übereinstimmen. 

Prüfungen unter normalen Verwendungsbedingungen 

Unsicherheitsbereich und Sortierfehlei 

Die Prüfungen unter normalen Verwendungsbedingungen sind gemäß der in Absatz 12.3,1 
beschriebenen Methode (Bezugsmethode) durchzuführen; die Waage arbeitet in einer Produk- 
tionskette oder in einem Lastenkreislauf, der eine Produktionskette simuliert; die Prüflasten 
sind genügend zahlreich und ihre Gewichte müssen um einen Mittelwert schwanken. 

Abweichung des Justierpunktes 

Die Versuche werden mit Lasten gleichen Nenngewichts und ohne Änderung der Einstellungen 
der Waage sowie ohne Änderung der Einflußgrößen während einer Periode von mindestens 
acht Stunden mehrmals wiederholt. Die Sortierfehler müssen den Bestimmungen von Absatz 
5.1.3 genügen, wobei die Abweichung zwischen den Extremwerten 0,5 U nicht übersteigen darf. 

Prüfbericht für die EWG-Bauartzulassung 

Der Prüfbericht für die EWG-Bauartzulassung enthält die Ergebnisse der in Absatz 10.4 auf ge- 
führten Prüfungen sowie alle nützlichen Feststellungen, die sich aus den verschiedenen Versu- 
chen ergeben, insbesondere aus den Prüfungen der Einrichtungen für die Funktionssicherheit. 

Der Prüfbericht enthält eine Befürwortung oder auch eine Ablehnung der EWG-Bauartzulassung. 

Sonderbedingungen für die EWG-Bauartzulassung 

Unterliegen die Waagen bei der EWG-Bauartzulassung besonderen Bedingungen, so sind diese 
im EWG-Zulassungsschein aufzuführen. 
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KAPITEL V 


EWG-Ersteichung 

Die EWG-Ersteichung von Sortierwaagen wird in Übereinstimmung mit den Vorschriften der Richtlinie des 
Rates Nr. 73/316/EWG vom 26. Juli 1971 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
betreffend gemeinsame Bestimmungen über Meßgeräte und Meß- und Prüfverfahren vorgenommen. 

Diese Vorschriften werden durch nachstehende besondere Bestimmungen präzisiert und ergänzt. 


11 . 


12 . 

12.1 


12.2 

12.3 


12.3.1 


Ort der EWG-Ersteichung 

Die EWG-Ersteichung erfolgt in zwei Stufen. 

Die erste Stufe wird nach Wahl des betroffenen metrologischen Dienstes: 

— auf dem Eichamt; 

— beim Hersteller oder seinem Vertreter; 

— am Aufstellungsort vorgenommen. 

Die zweite Stufe wird am Aufstellungsort durch den für den Aufstellungsort zuständigen 
metrologischen Dienst durchgeführt. 

Prüfmodalitäten 

Lieferung der materiellen Mittel 

Der metrologische Dienst kann vom Antragsteller die Lieferung folgender materieller Mittel 
verlangen: Die Prüflasten, die mechanischen Mittel und das erforderliche Personal zur Hand- 
habung der Mittel und zur Durchführung der Prüfungen sowie die zur Prüfung erforderlichen 
Einrichtungen. 

Prüfungen der ersten Stufe 

Diese sind die statischen Prüfungen nach Absatz 10.4.1. 


Prüfungen der zweiten Stufe 

Diese können nach einer der nachstehend auf geführten Methoden oder nach jeder anderen 
Methode durchgeführt werden, die die gleiche Sicherheit bietet. 


Bezugsverfahren (s. Punkt 14.2) 

Was die Justierpunkte (set point) betrifft, so werden die Versuche an der Kontrollwaage mit 
Prüflasten durchgeführt, die an mindestens sieben Punkten über den Unsicherheitsbereich 
verteilt sind. 


Man geht davon aus, daß die ungefähren Werte des Justierpunktes und des Unsicherheits- 
bereichs bereits bekannt sind oder durch Vorversuche festgestellt worden sind. 


Das Gewicht jeder Prüflast ist wie folgt zu berechnen: 

B . B 


mi,7 = A ± 1.645 

[ 

oder: 

A = ^B = H- 


-m26 — A ± 1.282- 


ms,5 = A ± 0.842 


B 

6 


-im = A 


Hierbei sind H und L die ungefähren Werte, die den Extremwerten des Unsicherheitsbereichs 
entsprechen. 

Die Prüf last muß ungefähr die gleiche Form haben wie die Artikel, deren Gewicht die Maschine 
kontrollieren soll. 

Jede Prüflast muß 50 mal über die Maschine laufen, mit Ausnahme der zwei (2) leichtesten und 
der zwei schwersten Lasten, die jeweils 200 mal über die Maschine laufen müssen. 

Die Prüflasten müssen in Zufallordnung über die Maschine laufen, so daß die Prüflasten an den 
entgegengesetzten Extremen des Unsicherheitsbereichs fortlaufend aufeinanderfolgen, getrennt 
durch ein Zeitintervall, das der maximalen Kontrollgeschwindigkeit entspricht. 
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12.3.2 


12.3.3 


12.3.4 


Die Ergebnisse müssen in der unter Punkt 14.2 erläuterten Form eingetragen werden; daraus 
werden der Unsicherheitsbereich und der Justierpunkt wie vorgeschrieben berechnet. 

Methode A 

Es wird eine Last verwendet, deren Gewicht der gewünschten Mindestlast entspricht. 

Die Einstellmarke „Minimum" wird so eingestellt, daß während „n" Wägungen jedesmal das 
Signal „Minimum" erscheint. 

Durch Vergrößerung der Last um einen Wert von etwa einem Zehntel des Nenn-Unsicherheits- 
bereichs wird nachgeprüft, ob das Signal „Normal" mindestens einmal während n Wägungen 
erscheint. 

Die Prüfung wird fortgesetzt, in dem die Prüflast jeweils um einen geringen Wert vergrößert 
wird, bis das Signal „Normal" während n Wägungen ständig erscheint. 

Die Differenz zwischen den gefundenen zwei Extremwerten gilt als Schätzwert für den 
Unsicherheitsbereich, die Differenz zwischen der Einstellmarke und der Mitte des Unsicher- 
heitsbereichs als Schätzwert für den Sortierfehler. 

Methode B (siehe Punkt 14.3) 

Besitzt die Waage mindestens zwei Justierpunkte, so werden diese beiden Justierpunkte so 
eingestellt, daß eine Verteilung der Lasten auf die drei Gewichtsklassen erreicht wird, wobei 
das Sortierintervall genau zwischen dem 1,5- und dem 3-fachen des Nenn-Unsicherheitsbereichs 
liegen muß. 

Befindet sich die Waage in Normalbetrieb, so werden von den anderen Lasten die sich in dem 
vorgenannten Sortierintervall befindenden ersten 200 Lasten getrennt und auf einer geeigne- 
ten nichtautomatischen Wägeeinrichtung gewogen; dabei werden die zwei Extremwerke aus- 
geschieden und die vorletzten Werte notiert. 

Der Abstand zwischen der Differenz der vorletzten Werte und dem Sortierintervall gilt als 
Schätzwert des Unsicherheitsbereichs; die halbierte Summe der vorletzten Werte minus die 
halbierte Summe der Justierpunkte bildet den Schätzwert des Sortierfehlers. 

Besitzt die Waage nur einen Justierpunkt, so wird dieser so eingestellt, daß jede Gewichts- 
klasse etwa die Hälfte der Lasten enthält. Man wägt die ersten 200 Lasten einer jeden Ge- 
wichtsklasse und notiert die vorletzten Gewichtswerte, der schwerste Last der leichteren 
Klasse und die leichteste Last der schwereren Klasse; die Differenz zwischen diesen beiden 
Werten gilt als Schätzwert des Unsicherheitsbereichs; der Justierpunkt gilt als Schätzwert der 
halbierten Summe beider Werte. 


Methode C (siehe Punkt 14.4) 

Diese ist von der Methode A abgeleitet und erfordert eine Reihe von Berechnungen; sie setzt 
jedoch voraus, daß die Verteilungen um einen Justierpunkt der Normalverteilung entsprechen. 

Wird die Prüflast an einem Wert xi angepaßt, so erscheint das Signal „Minimum" fast ständig, 
während das Signal „Normal" nur ki-mal erscheint, was gegenüber der Zahl „N" für die 
Durchläufe der Prüflast unter den anderen Lasten der zu prüfenden Partie sehr wenig ist. 


Die Prüflast wird sodann an einen Wert X 2 angepaßt, so daß das Signal „Normal" k 2 -mal 
erscheint, was der Zahl „N" für die Durchläufe der Prüflast sehr nahe kommt, 
k k 

Da die Verhältnisse und gleich Pi °/o bzw. gleich P 2 °/o sind, entsprechen nach den 


Normalverteilungstabellen den Werten Pi und P 2 die reduzierten normalen Variablen ui und U2. 
x - m 

Nun ist u = und die Kenntnis der Werte xi, X2, ui und U2 ergibt die Werte von m 

G 

(Justierpunkt) und o (Standardabweichung des Unsicherheitsbereichs). Ist N = 100, so sind or 
und m hinreichend bestimmt. 
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13. 


KAPITEL VI 

Eichung im Betrieb 


Prüfungen im Betrieb 

Die Eichungen nach der Inbetriebnahme erfolgen unter den gleichen Bedingungen wie die Prü- 
fungen der zweiten Stufe der Ersteichung, die unter normalen Betriebsbedingungen stattfindet ; 
dabei gelten die zulässigen Höchstfehler nach Absatz 5.2. 


14 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4626 


KAPITEL VII 


14.1 


14.2 


Der Unsicherheitsbereich 


Da die Lasten sich zufallsgesteuert um einen Justierpunkt verteilen, ergibt das Experiment, 
daß der Unsicherheitsbereich nicht genau begrenzt ist; man ist daher gezwungen, als Wert für 
diesen Bereich die Differenz zwischen den beiden Lasten zu wählen, deren kleinstes Vertei- 
lungsverhältnis in jeder Untergruppe unter einem bestimmten Prozentsatz liegt, der für jede 
der Lasten gleich ist. 

Daraus ergibt sich, daß der Unsicherheitsbereich wie folgt definiert werden könnte: 


Der Unsicherheitsbereich ist der Bereich, in dem das kleinste Verteilungs Verhältnis einer 
gleichen Last in zwei aufeinanderfolgenden Untergruppen höher als oder gleich ist. 


Bezugsverfahren 

Verfahren zur Eintragung der Prüfergebnisse und zur Berechnung des Untersicherheitsbereichs 
und des Justierpunktes 

Mo ist das Gewicht der Prüflast, zu der die zusätzlichen Lasten x { hinzugezählt werden. Läuft 
eine bestimmte Prüfmenge (Mo + x^) n r mal über die Maschine und wird r r mal abgenommen, 
so ändert sich r/nj von 0 bis 1 wie i sich von 1 bis k ändert. 

k ist dementsprechend die Zahl der verschiedenen Prüfmengen, die sich über den Unsicher- 
heitsbereich erstrecken (d. h. von i -- 2 bis i = k-1 0 <C r/nj < 1). 

Die Prüfergebnis werte von x if ri und sind in der nachstehenden Tabelle auf geführt. Die 
Werte von nw und nwy sind in Tabellen 2 und 3 aufgeführt, und zwar für n = 50 bzw. n = 200. 

Die Werte von n^x^ n^x^niWpqyi werden dann berechnet und die Spalten 5, 6 7, 8 und 
9 werden zusammengefaßt, so daß jeweils folgendes Ergebnis entsteht: 

ÄiiWj, Un^WiYi, imiWiXj, Z^w^ 2 , 
i = l i = l i i i 
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Tabelle 1 


Spalte 

1 

Spalte 

2 

Spalte 

3 

Spalte 

4 

Spalte 

5 

Spalte 

6 

Spalte 

7 

Spalte 

8 

Spalte 

9 

X 

n 

r 

i 

nw 

nwy 

nwx 

nwx 2 

nwxy 


n i 

r i 

1 

^Wj 

n iw 1 y 1 

niWjXi 

niWiX 2 , 

n i w l x iYi 

- 

. 

- 


* 

* 

• 

• 


• 

• 

• 


• 

• 

• 

• 

• 

Xi 

ni 

Ti 

i 

n iWi 

n i w iYi 

njWjXi 

njW^i 

n i w i x i y i 

Xk 

n k 

r k 

k 

n k w k 

k 

^niWi 

1 

n k w kYk 

k 

ZniWiYi 

1 

n k w k x k 

k 

i^niWiXi 

1 

n k w k x 2 k 

k 

Zn^x 2 ! 

1 

n k w k x k y k 

k 

S niWjXiYj 

1 


Die nachstehenden Werte werden auf der Grundlage der in Tabelle 1 aufgeführten Ergebnisse berechnet: 




^niWjXi 



x = 

TiiiWi 




rniWiYi 



y = 

iTniW; 


S (nwxx) 

= 

^niWjXi 2 

(rn^Xi) 2 

2/njWi 

S (nwxy) 

= 

i7n i w i x i y i 

(Z'niWiXj 

\ 

1 

und 

b = 

S (nwxy) 

S (nwxx) 





Der geschätzte Wert M des Sortierpunktes M ist gleich: 

M = Mo + m wobei m = x - 


1 


Der geschätzte Wert V (M) der Varianz von m ist gleich: 


V ( m ) — 


1 


b 2 


1 


Zn i w i 


b 2 S(nwxx) 


Der geschätzte Wert Z des Unsicherheitsbereichs Z ist gleich: 

6 


Der geschätzte Wert V (Z) der Varianz Z ist gleich: 

^ - 36 

^ ^ b 4 S^nwxx) 


16 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4626 


Das Vertrauensintervall bei 100 (1 ^ ) °/o t das beidseitig des wahren Wertes des charakteristischen 

Punktes liegt, d. h. das Intervall, für welches die Wahrscheinlichkeit, daß der wahre Wert erfaßt wird, ist 
mindestens gleich (1 ) ; man erhält es durch Anwendung der Ungleichung von Tchebycheff 

Prob. (E — C V V <i T ^ E + C VV) Sä 1 ^ 

Dabei wird C so gewählt, daß die erforderliche Mindestwahrscheinlichkeit gegeben ist. 

E ist der geschätzte Wert des charakteristischen Punktes, der auf Grund der Versuchsergebnisse ermittelt 
wird, 

T ist der wahre Wert des charakteristischen Punktes, 

V ist die Varianz des geschätzten Wertes E, der auf Grund der Versuchsergebnisse ermittelt wird. 

Bei Anwendung dieser Formel können die Grenzen des Vertrauensintervalls des Sortierpunktes M auf 
95 °/o errechnet werden: 

M — V 20 V (m) und M + V 20 V (m) 

und die Grenzen des Vertrauensintervalls des Unsicherheitsbereichs Z bei 95 °/o: 

Z — Y~2() V (Z) und Z + V^Ö V (Z) 

Die Werte nw, nwy sind in den Tabellen 2 und 3 mit n = 50 bzw. n = 200 aufgeführt. 
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Tabelle 2 n = 50 


r 

nw 

nwy 

r 

nw 

nwy 

0* 

3,588 

— 8,346 

26 

31,802 

1,595 

1 

5,981 

— 12,282 

27 

31,715 

3,185 

2 

9,669 

— 16,928 

28 

31,569 

4,766 

3 

12,580 

— 19,559 

29 

31,363 

6,332 

4 

15,015 

— 21,097 

30 

31,096 

7,878 

5 

17,111 

— 21,929 

31 

30,767 

9,399 

6 

18,947 

— 22,263 

32 

30,374 

10,888 

7 

20,574 

— 22,226 

33 

29,915 

12,339 

8 

22,024 

— 21,902 

34 

29,386 

13,744 

9 

23,325 

— 21,351 

35 

28,784 

15,094 

10 

24,494 

— 20,614 

36 

28,104 

16,380 

11 

25,546 

— 19,726 

37 

27,342 

17,591 

12 

26,492 

— 18,711 

38 

26,492 

18,711 

13 

27,342 

— 17,591 

39 

25,546 

19,726 

14 

28,104 

— 16,380 

40 

24,494 

20,614 

15 

28,784 

— 15,094 

41 

23,325 

21,351 

16 

29,386 

— 13,744 

42 

22,024 

21,902 

17 

29,915 

— 12,339 

43 

20,574 

22,226 

18 

30,374 

— 10,888 

44 

18,947 

22,263 

19 

30,767 

— 9,399 

45 

17,111 

21,929 

20 

31,096 

— 7,878 

46 

15,015 

21,097 

21 

31,363 

— 6,332 

47 

12,580 

19,559 

22 

31,569 

— 4,766 

48 

9,669 

16,928 

23 

31,715 

— 3,185 

49 

5,981 

12,282 

24 

31,802 

— 1,595 

50* 

3,588 

8,346 

25 

31,831 

0 





* Die Werte von nw und nwy in dieser Zeile sollten nur für den Höchstwert von x verwendet werden, wenn 
r — o oder für den niedrigsten Wert von x, wenn r = 50. 
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Tabelle 3 


n - 200 


r 

nw 

nwy 

r 

nw 

nwy 

0* 

4,831 

— 13,560 

40 

97,974 

— 82,456 

1 

8,406 

— 21,650 

41 

99,086 

— 81,620 

2 

14,350 

— 33,384 

42 

100,132 

— 80,750 

3 

19,414 

— 42,128 

43 

100,170 

— 79,842 

4 

23,922 

— 49,128 

44 

102,182 

— 78,904 

5 

28,028 

— 54,932 

45 

103,166 

— 77,932 

6 

31,820 

— 59,846 

46 

104,124 

— 76,932 

7 

35,356 

— 64,062 

47 

105,058 

— 75,902 

8 

38,676 

— 67,710 

48 

105,968 

— 74,844 

9 

41,812 

— 70,890 

49 

106,852 

— 73,762 

10 

41,788 

— 73,668 

50 

107,714 

— 72,652 

11 

47,618 

— 76,102 

51 

108,552 

— 71,518 

12 

50,320 

— 78,236 

52 

109,368 

— 70,362 

13 

52,906 

— 80,104 

53 

110,162 

— 69,182 

14 

55,386 

— 81,736 

54 

110,936 

— 67,982 

15 

57,768 

— 83,158 

55 

111,686 

— 66,762 

16 

60,058 

— 84,386 

56 

112,416 

— 65,520 

17 

62,268 

— 85,444 

57 

113,126 

— 64,262 

18 

64,398 

— 86,342 

58 

113,814 

— 62,984 

19 

66,454 

— 87,094 

59 

114,484 

— 61,688 

20 

68,444 

— 87,714 

60 

115,134 

— 60,376 

21 

70,368 

— 88,212 

61 

115,764 

— 59,048 

22 

72,232 

— 88,594 

62 

116,376 

— 57,704 

23 

74,038 

— 88,872 

63 

116,968 

— 56,346 

24 

75,788 

— 89,050 

64 

117,542 

— 54,974 

25 

77,486 

— 89,138 

65 

118,098 

— 53,588 

26 

79,136 

— 89,138 

66 

118,636 

— 52,190 

27 

80,738 

— 89,058 

67 

119,156 

— 50,778 

28 

82,294 

— 88,902 

68 

119,658 

— 49,354 

29 

83,806 

— 88,676 

69 

120,144 

— 47,920 

30 

85,276 

— 88,382 

70 

120,612 

— 46,474 

31 

86,706 

— 88,024 

71 

121,062 

— 45,018 

32 

88,096 

— 87,608 

72 

121,496 

— 43,552 

33 

89,450 

— 87,134 

73 

121,914 

— 42,076 

34 

90,766 

— 86,606 

74 

122,316 

— 40,590 

35 

92,050 

— 86,028 

75 

122,700 

— 39,098 

36 

93,298 

— 85,402 

76 

123,068 

— 37,596 

37 

94,514 

— 84,728 

77 

123,422 

— 36,086 

38 

95,698 

— 84,012 

78 

123,758 

— 34,568 

39 

96,850 

— 83,254 

79 

124,078 

— 33,044 
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noch Tabelle 3 n = 200 


r 

nw 

nwy 

r 

nw 

nwy 

80 

124,384 

— 31,512 

120 

124,384 

31,512 

81 

124,674 

— 29,974 

121 

124,078 

33,044 

82 

124,948 

— 28,432 

122 

123,758 

34,568 

83 

125,206 

— 26,882 

123 

123,422 

36,086 

84 

125,450 

— 25,328 

124 

123,068 

37,596 

85 

125,678 

— 23,768 

125 

122,700 

39,098 

86 

125,892 

— 22,040 

126 

122,316 

40,590 

87 

126,090 

— 20,636 

127 

121,914 

42,076 

88 

126,274 

— 19,064 

128 

121,496 

43,552 

89 

126,442 

— 17,488 

129 

121,062 

45,018 

90 

126,596 

— 15,908 

130 

120,612 

46,474 

91 

126,734 

— 14,326 

131 

120,144 

47,920 

92 

126,858 

— 12,740 

132 

119,658 

49,354 

93 

126,968 

— 11,154 

133 

119,156 

50,778 

94 

127,062 

— 9,564 

134 

118,636 

52,190 

95 

127,142 

— 7,972 

135 

118,098 

53,588 

96 

127,208 

— 6,380 

136 

117,542 

54,974 

97 

127,258 

— 4,786 

137 

116,968 

56,346 

98 

127,294 

— 3,192 

138 

116,376 

57,704 

99 

127,316 

— 1,596 

139 

115,764 

59,048 

100 

127,324 

— 0 

140 

115,135 

60,376 

101 

127,316 

1,596 

141 

114,484 

61,688 

102 

127,294 

3,192 

142 

113,814 

62,984 

103 

127,258 

4,786 

143 

113,126 

64,262 

104 

127,208 

6,380 

144 

112,416 

65,520 

105 

127,142 

7,972 

145 

111,686 

66,762 

106 

127,062 

9,564 

146 

110,936 

67,982 

107 

126,968 

11,154 

147 

110,162 

69,182 

108 

126,858 

12,740 

148 

109,368 

70,382 

109 

126,734 

14,326 

149 

108,552 

71,518 

110 

126,596 

15,908 

150 

107,714 

72,652 

111 

126,442 

17,488 

151 

106,852 

73,762 

112 

126,274 

19,064 

152 

105,968 

74,844 

113 

126,090 

20,636 

153 

105,058 

75,902 

114 

125,892 

22,040 

154 

104,124 

76,932 

115 

125,678 

23,768 

155 

103,166 

77,932 

116 

125,450 

25,328 

156 

102,182 

78,904 

117 

125,206 

26,882 

157 

101,170 

79,842 

118 

124,948 

28,432 

158 

100,132 

80,750 

119 

124,674 

29,974 

159 

99,086 

81,620 
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noch Tabelle 3 n = 200 


r 

nw 

nwy 

r 

nw 

nwy 

160 

97,974 

82,456 

181 

66,454 

87,094 

161 

96,850 

83,254 

182 

64,398 

86,342 

162 

95,698 

84,012 

183 

62,268 

85,444 

163 

94,514 

84,728 

184 

60,058 

84,386 

164 

93,298 

85,402 

185 

57,768 

83,158 

165 

92,050 

86,028 

186 

55,386 

81,736 

166 

90,766 

86,606 

187 

52 906 

80,104 

167 

89,450 

87,134 

188 

50,320 

78,236 

168 

88,096 

87,608 

189 

47,618 

76,102 

169 

86,706 

88,024 

190 

44,788 

73,668 

170 

85,276 

88,382 

191 

41,812 

70,890 

171 

83,806 

88,676 

192 

38,676 

67,710 

172 

82,294 

88,902 

193 

35,356 

64,062 

173 

80,738 

89,058 

194 

31,820 

59,846 

174 

79,136 

89,138 

195 

28,028 

54,932 

175 

77,486 

89,138 

196 

23,922 

49,128 

176 

75,788 

89,050 

197 

19,414 

42,128 

177 

74,038 

88,872 

198 

14,350 

33,384 

178 

72,232 

88,594 

199 

8,406 

21,560 

179 

70,368 

88,212 

200* 

4,831 

13,560 

180 

68,444 

87,714 





* Die Werte von nw und nwy in dieser Zeile sollten nur für den Höchstwert von x verwendet werden, wenn 
r = o oder für den niedrigsten Wert von x, wenn r = 200. 
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14.3 


Methode B 


Es wird somit als angenommen vorausgesetzt, daß ein Prozentsatz qi von Lasten, die außerhalb 
der Grenzen eines zu bestimmenden Unsicherheitsbereichs liegen, in diesen Bereich eingeord- 
net werden kann; außerdem sei (1 — a) die bestehende Wahrscheinlichkeit zur Annahme 
dieser Hypothese, ohne daß mit der Wahrscheinlichkeit ß ein bestimmter Prozentsatz q 2 (q 2 > 
qi) überstiegen werden könnte. 

Von diesen Werten (a, qi — ß, q 2 ) ausgehend, ist es möglich, den Umfang n der zu wählenden 
Stichprobe und die - annehmbare -- Anzahl c der Lasten zu bestimmen, die ausgeschieden 
werden dürfen, um den Wert des Unsicherheitsbereichs festzusetzen. 

c 

Sind n und c bestimmt, so läßt sich der mittlere Prozentsatz q= —mit einem Vertrauensinter- 

n 

vall gleich 1 — (a + ß) bestimmen. Es ist zu bemerken, daß es sich bei den Zahlen c und n um 
ganze Zahlen handelt und daß daher die errechneten Zahlen als Näherungswerte anzusehen 
sind. 

Wird davon ausgegangen, daß der Prozentsatz anomaler Lasten im Usicherheitsbereich qi 
beträgt, so ergibt die Ausscheidung von c aus den Extremlasten, das dem mittleren Prozent- 
satz q > qi entspricht, nur ein approximatives Resultat mit Differenz, das heißt ein Ergebnis, 
das höchstens gleich dem tatsächlichen Wert des Unsicherheitsbereichs und somit gleich dem 
Nenn-Unsicherheitsbereich ist, mit dem man es zu vergleichen wünscht. 

Da sich außerdem der Sortierpunkt als der Wert der Lasten definiert, die mit der gleichen 
Wahrscheinlichkeit von 0,5 in der einen oder der anderen Untergruppe eingeordnet werden 
können, die er voneinander trennt, stellt die halbierte Summe der gewählten Extremwerte 
einen um so besseren Schätzwert dar, als der bzw. die Justierpunkte in der Nähe des mittleren 
Wertes der zu sortierenden Grundgesamtheit liegen und die Auswahl einen großen Umfang 
hat. 

Wird qi = 0,002, q 2 = 0,05 bei n = 200 und c = 2 gewählt, so bestimmt sich der Unsicherheits- 
bereich mit einem Vertrauensintervall, das praktisch gleich 0,99 ist (siehe Tabelle 4). 

Diese Methode dürfte besonders für Ersteichungen und periodische Eichungen geeignet sein, 
das heißt, wenn man sich vergewissern will, daß der Nenn-Unsicherheitsbereich nicht kleiner 
ist als der Versuchs-Sicherheitsbereich, bei dessen Wert es sich nur um einen approximativen 
Wert mit Differenz handelt. 


Tabelle 4 n = 200 


0,001 

0,002 

0,005 0,0083 

0,01 

0,0133 

0,02 

0,05 

0,9825 

1 

0,9386 

0,7358 | 0,5 

0,4044 


0,0908 

0,0004 

0,9988 

0,9921 | 

0,9202 j 

0,6766 

0,5 

0,2357 

0,0023 


Wahrscheinlichkeit, in einer Auswahl des Umfangs ,,n" eine Höchstanzahl von „c" mangel- 
hafter Lasten zu finden, wenn der Prozentsatz mangelhafter Lasten in der Gesamtpartie „q" 
beträgt. 


14.4 Methode C 

Zur Bestimmung des Unsicherheitsbereichs erscheint diese Methode besser geeignet, da sie die 
Standardabweichung der Verteilung liefert. 

Außerdem kann in bezug auf groß N angenommen werden, daß die Versuchs-Standard abwei- 
chung „s" annähernd einer Normalverteilung folgt, deren Mittel a und deren Standardabwei- 
chung beträgt, was bei Festsetzung eines Vertrauensintervalls ermöglicht, die Unsicher- 

heit der Messung zu ermitteln. 
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Bei einem Vertrauensintervall von etwa 0 f 99 betragen damit die Grenzen von o: s ± 2,5 


was bei N = 100 etwa folgendes ergibt: 



s 

V2N' 


Die Position des Justierpunktes wird bei dem gleichen Vertrauensintervall mit einer analogen 
Unsicherheit bestimmt. 
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Begründung 


Diese Richtlinie ergeht in Anwendung von Arti- 
kel 100 des Vertrages sowie der Richtlinie des Rates 
vom 26. Juli 1971 betreffend die Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über gemein- 
same Bestimmungen für Meßgeräte und Meß- und 
Prüfverfahren 1 ). 

Ihr Ziel ist die Beseitigung der innergemeinschaft- 
lichen technischen Handelshemmnisse, die gegen- 
wärtig auf dem Sektor der Kontrollwaagen infolge 
der Unterschiedlichkeit der in den Mitgliedstaaten 
geltenden internen Rechtsvorschriften über die Ge- 
räte bestehen. 

Die in den Mitgliedstaaten für Kontrollwaagen gel- 
tenden Kontrollregelungen sind ziemlich unter- 
schiedlich. Diese Unterschiede beschränken sich nicht 
nur auf die technischen Vorschriften über den Bau, 
sondern beziehen sich auch auf die erforderliche 
Genauigkeit und auf die Modalitäten der Prüfung, 
denen diese Kontrollwaagen vor dem Inverkehr- 
bringen unterworfen werden. Auf der Ebene des 
Warenverkehrs wirkt sich diese Sachlage ferner da- 
durch aus, daß die Hersteller gezwungen sind, um 
sich der jeweils in dem Mitgliedstaat geltenden 
Regelung anzupassen, in dem die Kontrollwaagen 
verwendet werden sollen, daß sie sich wiederholten 
Kontrollen unter wechselnden Prüfbedingungen zu 
unterwerfen haben. 

Die derzeitigen einzelstaatlichen Rechts vors diriften 
finden ihre Berechtigung in der legitimen Sorge um 
den Schutz der Verbraucher und Benutzer, so daß 
eine Harmonisierung dieser Rechtsvorschriften als 
das einzige mögliche Mittel erscheint, die aus der 
Unterschiedlichkeit dieser Vorschriften herrührenden 
Nachteile zu beseitigen und damit die zur Errichtung 
des Gemeinsamen Marktes erforderlichen Voraus- 
setzungen zu schaffen. 

Unter Kontrollwaagen werden Einrichtungen ver- 
standen, die ohne Eingreifen von Bedienungsperso- 
nal eine Gesamtmasse von Gegenständen, auch 
„Stücke" genannt, aufteilen in mehrere Gewichts- 
klassen, abhängig von der jeweiligen Masse dieser 
Gegenstände. 


Die Kontrollwaagen werden vor allem in den Ab- 
fülleinrichtungen für Fertigpackungen verwendet. 
Sie dienen am Bandende zur Überprüfung der Nenn- 
füllmenge jeder dieser Fertigpackungen und gestat- 
ten im gegenteiligen Fall, die im Vergleich zur be- 
sagten Nennfüllmenge unzureichend gefüllten Fer- 
tigpackungen auszusortieren. 

Man kann sich vorstellen, welchen bedeutenden 
Platz diese Einrichtung sowohl beim Hersteller oder 
Abfüller, als auch beim Endverbraucher einnimmt. 

Tatsächlich hängt zu einem Teil die richtige Abfül- 
lung der in den Verkehr gebrachten Fertigpackungen 
von der Genauigkeit dieser Kontrollwaagen ab. 

Dieser Richtlinienvorschlag vervollständigt somit die 
zuvor bereits vorgelegten Richtlinien auf dem Gebiet 
der Fertigpackungen und bildet mit ihnen zusammen 
ein Ganzes, das dem Verbraucher nur dienlich sein 
kann. 

Ferner wird hierdurch mittels Angleichung der ver- 
schiedenen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften für 
diese Geräte deren eigene freie Verkehrsfähigkeit 
innerhalb der Gemeinschaft herbeigeführt, was im 
Augenblick nicht der Fall ist. 

Durch die Bestimmung der Gemeinschaftsverfahren 
für die Bauartzulassung und die Ersteichung dieser 
Kontrollwaagen sowie die gegenseitige Anerken- 
nung der sich daraus ergebenden Kontrollen werden 
für Hersteller und Kunden die Formalitäten verein- 
facht. Mit der vorliegenden Richtlinie wird ein neuer 
Sektor von Meßgeräten auf Gemeinschaftsebene 
harmonisiert. 

Konsultation des Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen ist ge- 
mäß Artikel 100 Abs. 2 erforderlich, da die Inkraft- 
setzung der in der Richtlinie enthaltenen Bestim- 
mungen in einigen Mitgliedstaaten eine Änderung 
ihrer Rechtsvorschriften erfordert. 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 202 
vom 6. September 1971 
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